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Signifikant gestiegen ist das Maß an indi-
vidueller Autonomie. Eine solche Autono-
mie, verbunden mit größerer Individualisie-
rung, lässt sich auch als mögliche Vorstufe zu 
größerer organisatorischer Autonomie oder 
Selbstverwaltung der Nachbarschaftsviertel 
begreifen. Nach den negativen Erfahrungen 
mit Planwirtschaft und sozialer Repression 
streben die meisten Menschen zunächst nach 
höherem Lebensstandard und individueller 
Unabhängigkeit. Der Staat versucht diese Ent-
wicklung unter anderem mit Hilfe der Nach-
barschaftsviertel in Richtung sozialen Enga-
gements zu lenken. Dabei geht er davon aus, 
dass zivilisatorische Lernprozesse, Partizipa-
tion und soziales engineering durch den Staat 
erst die Voraussetzungen für Bürger und Bür-
gersinn erzeugen. 

Zivilgesellschaft erfordert die Schaffung 
von zivilgesellschaftlichen Strukturen, ein un-
abhängiges Rechtssystem und zivilisatorische 
Kompetenz. Mit dem Begriff „zivilisatorische 
Kompetenz“, der die kognitive Seite von Zi-
vilgesellschaft umfasst, ist das Entstehen von 
Bürgern mit Bürgersinn gemeint, deren Den-
ken und Handeln stärker auf die Gesellschaft 
gerichtet ist. Gesellschaftliches Engagement 
und Bürgersinn sind wichtige Elemente von 
Zivilgesellschaft. Teil der zivilisatorischen 
Kompetenz ist aber auch, dass Staat und In-
dividuen lernen, andere Meinungen zu akzep-
tieren, mit Andersdenkenden zivil umzuge-
hen und Konflikte friedlich zu lösen.

Unter Bedingungen fehlender zivilisatori-
scher Kompetenz wie in China kommt dem 
Staat die Aufgabe zu, die Voraussetzungen und 
Strukturen für zivilgesellschaftliche Prozesse 
(soziale Vereinigungen, Internetdiskussionen, 
soziales Engagement, Werte etc.) zu schaffen. 
Die staatlich induzierte Schaffung von Bürgern 
und Bürgerwerten ist der Versuch der Schaf-
fung von Bürgern „von oben“. Es zeichnet sich 
daher ein neues „chinesisches“ Entwicklungs-
modell ab: die Schaffung einer zunächst illi-
bertären Zivilgesellschaft von oben durch den 
Staat. Auch ein solcher Prozess kann dazu bei-
tragen, aus „Massen“ (ein politischer Begriff) 
„Bürger“ (ein rechtlicher Begriff) zu machen – 
Bürger, die zumindest partiell die Möglichkeit 
zu politischer Partizipation erhalten und diese 
im Sinne zivilisatorischer Entwicklung zu nut-
zen beginnen.

Tobias ten Brink 

Chinas neuer 
Kapitalismus  
Wachstum ohne Ende? 
 : 

Die Wirtschaftsentwicklung der Volks-
republik China gilt als die erfolgreichs-

te auf der Welt. In absehbarer Zeit wird das 
Land zur zweitgröß-
ten Volkswirtschaft 
der Erde aufrücken. 
Die chinesische Ent-
wicklung überragt sta-
tistisch betrachtet seit 
1978, dem Beginn der 
Reformpolitik, jeden 
anderen langen Aufschwung in der Geschich-
te der Moderne. Eine Steigerung des jährlichen 
Pro-Kopf-Einkommens von etwa sechs Pro-
zent konnte selbst in Japan nicht über einen 
derart langen Zeitraum erreicht werden, zu-
mal er nicht annähernd so viele Menschen be-
traf. China ist nicht mehr nur die „Werkstatt 
der Welt“, sondern wird selbst zum Innovati-
onsmotor. Freilich verläuft das Wachstum ähn-
lich wie in anderen Ökonomien zyklisch, wenn 
auch auf einem höheren Niveau. Phasen mit 
besonders hohen Wachstumsraten des Brutto-
inlandsproduktes (BIP) von zehn Prozent und 
mehr wurden von schwächeren abgelöst. Und 
auch wenn sich tatsächlich massenhafte Wohl-
standssteigerungen nachweisen lassen, fallen 
diese doch immer noch bescheiden aus. Um die 
Dynamik ebenso wie die Destabilisierungsge-
fahren der chinesischen Wirtschaft zu verste-
hen, lohnt sich ein Blick auf ihre Spezifika.

Neue Spielart des Kapitalismus

Mitte der 1970er Jahre – am Ende der soge-
nannten „Kulturrevolution“ – befand sich die 
chinesische Gesellschaft in einer tiefen Krise. 
Mit dem Beginn des Reformprozesses 1978 
begann die chinesische Machtelite unter Füh-
rung des Reformflügels um Deng Xiaoping, 
das Land in einem Trial-and-Error-Verfah-
ren zu restrukturieren. In mehreren Reform-
phasen durchlebte es tief greifende Verände-
rungen. Resultat ist eine bislang einmalige 
Transformation eines kommandowirtschaft-
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lichen Systems in ein stärker über den Markt 
gesteuertes Entwicklungsmodell. 

Wesentliche Merkmale des Wachstumser-
folgs Chinas müssten eigentlich jeden Vertei-
diger des freien Marktes verstummen lassen: 
Die Wirtschaft ist durch eine hohe staatli-
che Interventionsdichte gekennzeichnet, im 
Unterschied zu den Transformationsländern 
des Ostblocks wurde auf vorschnelle Libera-
lisierungen verzichtet und noch dazu regiert 
die Kommunistische Partei Chinas (KPCh). 
Das Erbe einer bürokratischen Kommando-
wirtschaft, der herrschenden Partei und die 
Rolle eines industriellen Spätentwicklers ha-
ben – unter den besonderen Bedingungen 
der ostasiatischen Wachstumsregion und ei-
ner Phase fortgeschrittener Transnationa-
lisierung der Weltwirtschaft – eine neuarti-
ge Spielart des Kapitalismus hervorgebracht. 
Diese Variante kann als marktliberaler 
Staatskapitalismus bezeichnet werden: Ein 
marktliberaler, unternehmerischer Geist ist 
mit einem umfassenden Staatsinterventionis-
mus verbunden, der sich an makroökonomi-
schen Erfolgsparametern orientiert. 1

Ein Bezug auf die offizielle Losung der 
KPCh, die das Land zur „sozialistischen 
Marktwirtschaft“ erklärt hat, greift hier zu 
kurz. Die Staatsintervention sowie das Staats-
eigen tum stellen keine Negation kapitalisti-
scher Eigentumsverhältnisse dar, sondern fun-
gieren als eine Form der partikularen Verfügung 
über ökonomische und politische Macht. Typi-
sche Merkmale kapitalistischer Wirtschaften 
wie der Zwang zur Akkumulation des Kapitals, 
eine rücksichtslose Wachstumsorientierung 
(und damit das Fehlen qualitativer, sozial-öko-
logischer Kriterien des Wachstums) sowie aus-
geprägte soziale Gegensätze haben die chinesi-
sche Ökonomie zu einem Mekka des globalen 
Kapitalismus gemacht, ohne dass diese jedoch 
ein und dieselben Charakteristika wie liberale 
Kapitalismen westlicher Prägung aufweist. Im 
Folgenden werden drei Dimensionen des neuen 
chinesischen Kapitalismus beschrieben.

1  Vgl. ausführlicher Tobias ten Brink, Strukturmerk-
male des chinesischen Kapitalismus, Max-Planck-In-
stitut für Gesellschaftsforschung, Discussion Pa-
per, (2010) 1, online: www.mpifg.de/pu/mpifg_dp/
dp10-1.pdf (13. 5. 2010); Barry Naughton, The Chi-
nese Economy: Transitions and Growth, Cambridge 
2007; Christopher A. McNally (ed.), China’s Emer-
gent Political Economy: Capitalism in the Dragons’s 
Lair, London 2007.

Glück und Gefährdung: Chinas 
Einbindung in die Weltwirtschaft

Der Erfolg Chinas hängt zu einem großen 
Teil mit Faktoren zusammen, die nicht von 
der chinesischen Machtelite beeinflusst wur-
den, sondern die vielmehr auf günstigen welt-
wirtschaftlichen und ostasiatischen Konstel-
lationen beruhten: Im Gegensatz zu anderen 
„staatssozialistischen“ Gesellschaften konnte 
die Nation von der in den 1970er Jahren ein-
setzenden Globalisierungsphase profitieren. 

Der Versuch, die Wirtschaft auf den Ex-
port auszurichten, war auf ausländische 
 Direktinvestitionen (ADI) und technisches 
Wissen angewiesen. Die Nähe zur ostasiati-
schen Wachstumsregion diente diesem Inte-
resse. Der ostasiatische Raum und die inner-
asiatischen Handels- und Produktionsketten 
bildeten ein entscheidendes externes Moment 
in der weltwirtschaftlichen Einbindung Chi-
nas. Die von vorübergehend oder dauerhaft 
im Ausland lebenden Überseechinesen gebil-
deten Geschäftsnetzwerke in Ostasien spiel-
ten dabei ab den 1980er Jahren eine besonders 
wichtige Rolle in der Industrialisierung Chi-
nas. Sie ebneten den erst in den 1990er Jahren 
steigenden ausländischen Investitionen aus 
anderen Quellen den Weg. 

Von diesem Zeitpunkt an gründete die be-
deutende Zunahme der ADI auf einer speziel-
len Situation, die nicht allein mit den niedrigen 
Arbeitskosten in China erklärt werden kann: 
eine in den 1990er Jahren mitunter als „Anlage-
notstand“ deklarierte Überakkumulation von 
Kapital in den klassischen Produktionszentren. 
Zu viel Kapital stand gewissermaßen wenigen 
lohnenden Investitionen gegenüber, weshalb 
die Investitionsquote in Europa, Nordamerika 
und Japan entsprechend gering war.

Seit Mitte der 1990er Jahre konnten die USA 
und China ihr Wachstum auf zwei unterschied-
lichen, jedoch voneinander abhängigen Wegen 
erzielen. Während in den USA große Anteile 
des BIP-Wachstums auf den schuldenfinan-
zierten Konsum und weniger auf Investitionen 
zurückzuführen waren, verlief der chinesische 
Aufschwung spiegelverkehrt: Er beruhte auf 
einer beispiellos hohen Investitionsquote und 
einer vergleichsweise geringen internen Kon-
sumquote. Die relative Bedeutung der Investi-
tionen nahm noch zu, von etwa 30 Prozent des 
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BIP zu Beginn der 1990er Jahre auf annähernd 
40 Prozent nach 2000. Große Mengen an liqui-
den Mitteln im „Norden“ (das heißt in den tra-
ditionellen Industriestaaten) stellten die Ver-
sorgung mit Geldanlagen sicher und heizten 
den Investitionsboom weiter an. Zudem fun-
gierten die alten Zentren des globalen Kapita-
lismus als Endabnehmer von Exportgütern. 2

Die Unternehmen der entwickelten Volks-
wirtschaften (auch in Ostasien) schufen sich 
vor diesem Hintergrund neue Wettbewer-
ber in dem Maße, wie sie selbst versuchten, 
von der chinesischen Dynamik zu profitieren. 
Das Ergebnis ist eine Restrukturierung der 
Wettbewerbsverhältnisse auf den internatio-
nalen Märkten, da die chinesische Staatsfüh-
rung nicht nur ADI begünstigte, sondern auch 
selbst beziehungsweise vermittelt durch chine-
sische Konzerne zum Global Player aufstieg.

Bis heute erzielt die chinesische Volkswirt-
schaft weltweit die höchsten BIP-Wachs-
tumsraten, wenngleich auch auf Kosten ande-
rer Exportwirtschaften. Allerdings bringt die 
extrem hohe Abhängigkeit vom Weltmarkt 
erhebliche Gefährdungen mit sich. Die glo-
bale Krise 2008/2009 und das Ende des Kon-
sumbooms in den OECD-Ländern 3 zogen 
Kriseneffekte in den auf diese Verbraucher-
märkte orientierten chinesischen Branchen 
nach sich. Die Ausfuhren verringerten sich im 
Jahr 2009 um ein Viertel. Bei der vorwiegend 
für den Weltmarkt produzierenden Elektro-
nik- und Textilindustrie, aber auch in anderen 
Sektoren, ging die Zahl der Entlassungen in 
die Millionen. Dazu kam, dass durch die Kre-
ditkrise die finanziellen Ressourcen für aus-
ländische Investitionen geringer wurden.

Hinzu tritt ein weiterer Aspekt der tie-
fen Einbettung in globale Produktions- und 
Konsumtionsketten. Viele Industriestätten 
des chinesischen Festlandes fungieren als Pro-
duktionsplattformen für Endprodukte. Als Be-
standteil globaler, meist von amerikanischen, 
europäischen oder ostasiatischen Markenfir-
men dominierter Produktionsverbünde, die 
zum Beispiel das Apple iPhone in China zu-

2  Vgl. Hung Ho-fung, Rise of China and the global 
overaccumulation crisis, in: Review of International 
Political Economy, 15 (2008) 2, S. 149–179. 
3  Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung; engl. Organisation for Economic 
Co-operation and Development.

sammenbauen lassen, ist die Volkswirtschaft 
daher den Rhythmen des globalen Kapitalis-
mus direkt ausgesetzt. Viele der chinesischen 
Exporte sind gegenwärtig nur in dem Sinne 
„chinesisch“, dass sie in China zusammenge-
fügt wurden. Dies bedeutet: Den Großteil der 
Profite erzielen die multinationalen Konzerne, 
nicht die lokalen Produzenten oder Zulieferer. 
Zusätzlich machen Erstere den einheimischen 
Herstellern auf dem chinesischen Binnenmarkt 
das Leben schwer – ein Sachverhalt, der in der 
Krise an Bedeutung gewonnen hat, wie bereits 
der chinesische Markenführer unter den Com-
puterherstellern, Lenovo, feststellen musste.

Vorteile und Schwachstellen:  
Der fragmentierte Parteistaat

Das System der Volksrepublik zeichnet sich 
entgegen der hierzulande immer noch existie-
renden Legende eines von der KPCh von oben 
nach unten totalitär beherrschten Einheits-
staates durch eine bemerkenswerte Kombina-
tion zentraler und dezentraler Macht aus. Ein 
durch kapitalistische Imperative wie Nütz-
lichkeitserwägungen und Profitinteressen ge-
prägtes Beziehungsgefüge verschiedener Ent-
scheidungsstrukturen ist entstanden. Dieses 
Mehrebenensystem ist zugleich Ausdruck 
und Förderer einer regionalisierten Binnen-
wirtschaft. Die hierdurch resultierende Kon-
kurrenz der politischen Instanzen unterhalb 
der Zentralregierung, die sich gegenseitig bei 
der Einwerbung von Investitionen überbie-
ten, fördert sowohl dynamische als auch pro-
blematische Wirtschaftsentwicklungen. 

Zwar besitzt der Zentralstaat weiterhin 
eine entscheidende Rolle. Er stellt grundle-
gende Rahmenbedingungen der Kapitalak-
kumulation bereit – über die Verwaltung und 
die Rechtsetzung über die Schaffung wirt-
schaftlicher Infrastruktur im Transport-, 
Energie- und Kommunikationssektor bis zur 
Regulierung der Arbeitsbeziehungen. Auch 
kontrolliert er wichtige Konzerne und, was 
noch wichtiger scheint, die größten Banken. 
Dies hat der Pekinger Regierung einen er-
heblichen wirtschaftspolitischen Spielraum 
verschafft, was die gewaltigen Konjunktur-
programme, die im Zuge der Weltwirtschafts-
krise ab 2008 aufgelegt wurden, bezeugen. 

Die Funktionen des Staates sind jedoch seit 
Ende der 1970er Jahre verstärkt auf den subna-
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tionalen politischen Ebenen konzentriert wor-
den. Die Koexistenz von 22 Provinzen, fünf 
Autonomen Regionen, vier regierungsunmit-
telbaren Städten mit dem Status einer Pro-
vinz (Peking, Shanghai, Tianjin, Chongqing) 
und zwei Sonderverwaltungszonen (Macao, 
Hongkong) stellt ohnehin ein disparates Ge-
bilde dar. Darüber hinaus machen die fünf 
relevanten Regierungsebenen – Zentralre-
gierung, Provinzen, Bezirke, Kreise und Ge-
meinden – eine Detailsteuerung unmöglich. 4

Weil die lokalen Staatsapparate auf ihrem 
Hoheitsgebiet verstärkt wirtschaftliche Leis-
tungen mittels Kontrolle von und direkter 
Intervention in Firmen anregen, interpretie-
ren dies China-Forscher als einen wesentli-
chen Rahmen der Wachstumsdynamik. Re-
gierungsbeamte fördern nicht nur, sondern 
ersetzen gewissermaßen auch wirtschaftliche 
Aktivitäten. Dabei unterstützen enge Bezie-
hungen (guanxi), aber auch Korruption und 
Bestechung die Allianzen zwischen (privaten, 
halbstaatlichen, staatlichen) Unternehmern, 
Partei und Staat. Etwa 90 Prozent der reichs-
ten 20 000 Chinesen verfügen über sehr gute, 
häufig verwandtschaftliche Beziehungen zu 
hohen Regierungs- oder Parteifunktionären. 5

Doch der Wettbewerb zwischen den lokalen 
Staatsapparaten (auch und gerade innerhalb 
von Provinzen etwa zwischen Stadtregierun-
gen), die massive Staatsintervention und die 
Regionalisierung der Wirtschaft ziehen auch 
negative Effekte nach sich. So sind Probleme 
der Überinvestition von Produktionskapazitä-
ten und der Dopplung von Investitionen fest-
zustellen, die aus der anarchischen Konkur-
renz resultieren. Die Gefahr besteht, dass eine 
Stagnation der ADI und ein Nachlassen der 
Wirkung des großen Konjunkturprogramms 
zu einer Verschärfung etwa des Problems der 

4  Vgl. Dali L. Yang, Remaking the Chinese Levia-
than: Market Transition and the Politics of Gover-
nance in China, Stanford 2004; Zheng Yongnian, De 
Facto Federalism in China: Reforms and Dynamics 
of Central-local Relations, Singapur 2007. 
5  Auch die seit über einem Jahrzehnt wachsende Zahl 

der Privatisierungen und Privatunternehmen setzt die 
engen Beziehungen zwischen Partei, Staat und Unter-
nehmen nicht außer Kraft. Das Privateigentum bleibt 
eingebettet in das (lokale) politische Umfeld. Viele 
ehemalige politische Kader der KPCh gingen in den 
1990er Jahren den Weg des red capitalist. Vgl. Bruce J. 
Dickson, Integrating Wealth and Power in China: The 
Communist Party’s Embrace of the Private Sector, in: 
The China Quarterly, (2007) 192, S. 827–854.

Überschusskapazitäten oder  Büroleerstände 
führt, zumal die Konjunkturspritzen diese 
Tendenzen noch beschleunigen können. Fer-
ner erschweren die beträchtlichen regionalen 
Unterschiede in den Entwicklungsniveaus des 
Landes eine stabile Entwicklung. Hoch entwi-
ckelte städtische Zentren und große, agrarisch 
geprägte, rückständige Gebiete bilden ein re-
gelrecht gespaltenes Akkumulationsmodell. 

Dennoch wird das aktuelle Krisenmanage-
ment „mit chinesischen Charakteristika“ als 
ein großer Erfolg gewertet. Mittels enormer fi-
nanzieller Ressourcen leiteten der Zentralstaat 
(nicht zuletzt auf Grundlage der umfangrei-
chen Währungsreserven) und die lokalen po-
litischen Instanzen fiskal-, zins- und kredit-
politische Maßnahmen ein, die bisher (August 
2010) einen Einbruch der Wachstumsraten un-
ter die kritische Rate von etwa sieben bis acht 
Prozent verhindern konnten. (Unterhalb die-
ser Rate könnten mehrere Millionen zusätzli-
cher Arbeitskräfte pro Jahr nicht mehr in die 
städtischen Arbeitsmärkte integriert werden.) 
Das im Gefolge der Krise aufgelegte und nur 
teilweise von der Zentrale finanzierte Kon-
junkturpaket in Höhe von circa 4600 Milli-
arden Yuan (etwa 460 Milliarden Euro) dient 
dem weiteren Aufbau wirtschaftlicher und so-
zialpolitischer Infrastrukturen (Schienennetz, 
Autobahnen, Gesundheits- und Bildungs-
wesen) und der technologischen Modernisie-
rung. Neben die fiskalpolitischen Stimuli tra-
ten geldpolitische Maßnahmen. Während in 
liberalen Volkswirtschaften die (private) Kre-
ditvergabe einbrach, konnte die chinesische 
Regierung den großen Staatsbanken nicht nur 
vorgeben, dass, sondern auch in welcher Rich-
tung sie Geld zu verleihen hatten.

Doch die mittelfristigen Folgen dieser 
Krisenlösungsstrategie erscheinen ungüns-
tig. Der Staat setzt darauf, dass die weltwei-
te Konjunktur wieder anzieht, doch bislang 
hat sich diese Erwartung nicht in erhofftem 
Maße erfüllt. Aktuelle Investitionen könn-
ten sich also bald als Überinvestitionen, die 
Kredite sich als faule Kredite herausstellen. 6 

6  Von einer Analyse der chinesischen Kapitalmärk-
te muss an dieser Stelle abgesehen werden. Eine ri-
gide staatliche Kontrolle des Kapitalverkehrs und 
der Wechselkurse verhindert bislang eine tief grei-
fende Integration in die globalen Finanzmärkte. Der 
Shanghai Stock Exchange A Shares Index (Index in-
ländisch handelbarer Aktien) hat in der ersten Jahres-
hälfte 2010 deutlich an Wert eingebüßt.
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Auch der Immobilienmarkt gilt als Sorgen-
kind. Der Staat versucht nun, die erheblich 
ausgeweitete Kredit ausgabe wieder zu dros-
seln. Doch auch dies funktioniert nicht immer 
wie gewünscht. Bis zum Sommer 2010 wuchs 
sie immerhin noch einmal um 15 Prozent. Fol-
ge werden (wieder einmal) notleidende Kredi-
te sein, die das Finanzministerium und andere 
Staatsorgane wie der Staatsfonds Huijin bear-
beiten müssen.

Ende des Niedriglohnmodells? 

Eine schier endlose Zahl sehr niedrig ent-
lohnter Menschen, die häufig als sozial de-
klassierte Wanderarbeiter auf der Suche nach 
Arbeit umherziehen, war jahrzehntelang das 
Rückgrat der chinesischen Wirtschaftsent-
wicklung. 7 Doch diese Konstellation kann 
nicht unbegrenzt andauern. Erst jüngst, im 
Juni 2010, kam in einer Reihe aufsehenerre-
gender Arbeitskämpfe zum Ausdruck, dass 
diese Grundlage des chinesischen „Wirt-
schaftswunders“ – hohe Ausbeutungsraten 
und eine extreme Ungleichheit – zur Dis-
position steht. Neueren Schätzungen zufol-
ge verfügen 0,4 Prozent der Haushalte über 
70 Prozent des Reichtums. Der Lohnanteil 
am BIP ist von 53 Prozent im Jahr 1992 auf 
etwa 40 Prozent im Jahr 2006 gesunken. 8 

Aufgrund der erheblichen Nachfrageaus-
fälle im Exportsektor und der weltwirtschaft-
lichen Ungleichgewichte verweist die Staats-
führung seit einiger Zeit verstärkt auf die 
Notwendigkeit, den Binnenmarkt zu stär-
ken. Um dies zu erreichen, müssten sowohl 
die Löhne erheblich angehoben wie auch die 
sozialen Sicherungssysteme massiv ausgebaut 
werden. Dadurch aber, so Kritiker, stünde 
ein zentraler Wettbewerbsvorteil Chinas, die 
niedrigen Arbeitskosten und Steuern, die den 
Export beflügeln und Investitionen anziehen, 
infrage. 

7  Im Jahr 2006 wies die Statistik 764 Millionen be-
rufstätige Menschen auf, darunter etwa 320 Millio-
nen in der Landwirtschaft, 200 Millionen im sekun-
dären und 250 Millionen im tertiären Sektor. In den 
beiden letzteren Sektoren arbeiten etwa 200 Millio-
nen Wanderarbeiter.
8  Vgl. He Jianwu/Louis Kuijs, Rebalancing China’s 

economy – Modeling a policy package, in: World Bank 
China Research Paper, (2007) 7, online: www.world-
bank.org.cn/english/content/working_paper7.pdf 
(2. 2. 2010).

Dem Vorschlag, die Unterkonsumtion zu 
bekämpfen, und dem Ziel, eine „harmonische 
Gesellschaft“ zu schaffen, also eine Art so-
zialpartnerschaftlicher Interessenausgleich, 
stehen erhebliche Hindernisse im Weg. Zwar 
werden offiziellen Angaben zufolge etwa 
20 Prozent des Konjunkturpaketes für Sozi-
alausgaben verwendet, doch dies kann eine 
Umorientierung auf den Binnenmarkt al-
lein kaum garantieren. Gleichzeitig verla-
gern ausländische Großkonzerne Teile ihrer 
Produktion in die nördlichen, zentralen und 
westlichen Provinzen, um von den dortigen 
„Vorteilen“, das heißt im Klartext: niedrige-
ren Arbeitskosten, zu profitieren. 9

Darüber hinaus bestehen Zweifel, ob neue 
Bestimmungen etwa zur Heraufsetzung des 
Mindestlohns in den Provinzen auch wirklich 
implementiert werden. Einige Strömungen 
innerhalb der Machtelite (etwa in den Regie-
rungen der reichen Ostprovinzen) sehen die 
Krise als „Chance“ zur Modernisierung der 
Wirtschaft. Ihre Politik läuft auf die Schlie-
ßung kleinerer Firmen und die Konzentra-
tion des Kapitals in größeren Unternehmens-
konglomeraten hinaus, womit die Industrie 
modernisiert werden soll. Eine Eindämmung 
sozialer Ungleichheiten erscheint in diesem 
Szenario eher unwahrscheinlich.

Tatsächlich fehlt dem Versprechen, den Bin-
nenkonsum zu stärken, in der Realität der chi-
nesischen Arbeitsbeziehungen eine essenziel-
le Voraussetzung: die Vertretungskompetenz 
und Mobilisierungsfähigkeit der Gewerk-
schaften. Im System der Arbeitsbeziehun-
gen des „sozialistischen“ China besitzen die 
(von Marx und anderen) eigentlich vorgese-
henen Träger einer nach-kapitalistischen Ge-
sellschaft lediglich einen Platz als machtlose, 
ausführende Objekte. In vielen Industriesek-
toren liegen die Basislöhne gegenwärtig nur 
bei etwa 50 Prozent des Gesamtlohns. Die 
Ableistung von Überstunden und Prämien 
als Lohnergänzung zeugt von der schwachen 
Verhandlungsposition der Lohnabhängigen. 
Damit einher geht eine heftige Konkurrenz 
zwischen den Mitarbeitern, die Gewerk-

9  Freilich stellt die Lohnhöhe nur einen Teil der tat-
sächlichen Kosten dar. Würden in den Metropolen 
Chongqing oder Wuhan keine niedrigen Steuern und 
durch moderne Infrastrukturen erzeugte sinkende 
Logistikkosten bestehen, würden große US-ame-
rikanische oder taiwanesische Firmen wie HP oder 
Foxconn dort wohl kaum ansässig. 
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schaften eigentlich zu überwinden trachten. 
Doch kollektive Verhandlungen über Löhne, 
Arbeitsrechte und Arbeitsbedingungen feh-
len genauso wie branchenweite Tarifverträge: 
Die Regelung des Lohnverhältnisses ist auf 
der Ebene der einzelnen Unternehmen kon-
zentriert. Bislang agieren die großen Staats-
gewerkschaften (sofern sie überhaupt im Be-
trieb präsent sind) bei der Regulierung der 
betrieblichen Arbeitsbeziehungen vorwie-
gend als Co-Manager und Organisatoren von 
Freizeitaktivitäten. Ihre enge Anbindung an 
den Parteistaat verhindert eine unabhängige 
Interessenvertretung der Beschäftigten.

Demgegenüber kontrollieren die Arbeit-
geber die wichtigsten volkswirtschaftlichen 
Ressourcen und besitzen häufig – das betrifft 
nicht nur die Manager der Staatsunterneh-
men – den Status eines politischen Kaders, 
was ihre Einflussmöglichkeiten erhöht. Ein 
Interesse an einer grundlegenden politischen 
Umwälzung haben sie nicht.

Der Parteistaat tritt diesem Ungleichge-
wicht zwar rhetorisch entgegen. Doch sei-
ne ausgleichende Stimme weist in diesem 
Zusammenhang eher auf eine grundlegende 
Aufgabe des Staates in kapitalistischen Syste-
men gegenüber unternehmerischen Partiku-
larinteressen hin. Das offensichtliche Ziel des 
Parteistaates besteht darin, rechtliche Nor-
men zur Regulierung des Lohnarbeitsver-
hältnisses zu institutionalisieren. 

In den letzten Jahren haben die Widerstän-
de jedoch zugenommen. Die Arbeiter ent-
wickeln (wie in vielen anderen Ländern zu-
vor) soziale Ansprüche. Neben den bereits 
vom Staat eingeräumten Klagemöglichkei-
ten sind neue Formen der kollektiven Ge-
genwehr entstanden. 10 Die lokale Einhaltung 
der Arbeitsgesetze hängt vom sozialen Druck 
ab, was sich teilweise in erfolgreichen Klagen 
etwa bezüglich der Auszahlung ausstehender 
Löhne manifestiert. 

Die Regierung befürchtet nun, vereinzelte 
Unruhen könnten in einen sozialen Flächen-
brand münden. Das Regime weiß um die Ex-
plosivität sozialer Proteste, die Älteren unter 

10  Vgl. China Labour Bulletin 2009, Going It Alone: 
The Workers’ Movement in China (2007–2008), online: 
www.clb.org.hk/en/files/share/File/research_ reports/
workers_movement_07-08.pdf (5. 6. 2009).

den Mächtigen haben das Jahr 1989 noch in 
wacher Erinnerung, als eine studentisch ge-
prägte Demokratiebewegung in eine Revolte 
der städtischen Bevölkerung und vieler Beleg-
schaften überging und nur noch mittels Waf-
fengewalt gestoppt werden konnte. Bei den 
Streiks im Sommer 2010 bei Zulieferern von 
Toyota oder Honda wurden offensive Forde-
rungen wie nach besserer Bezahlung gestellt, 
die beteiligten Arbeiter hielten Versammlun-
gen ab und wählten eigene Delegierte. Die 
sozialen Versprechen der Regierung, so be-
fürchten Teile der Machteliten, könnten sich 
nunmehr zu allzu „unrealistischen“ Ansprü-
chen der Arbeiter verselbstständigen. 11 

Marktliberaler Staatskapitalismus 
chinesischer Prägung

In den letzten Jahrzehnten kombinierten die 
chinesischen Machteliten in Politik und Wirt-
schaft erfolgreich die Selbsterhaltungsinteres-
sen des Parteistaates mit der Umorientierung 
auf die Kräfte des Marktes. Die Doppelstruk-
tur von Partei und Staat hat sich vor dem Hin-
tergrund einer günstigen weltwirtschaftlichen 
Lage alles in allem als erstaunlich flexibel er-
wiesen. Auch wenn innerhalb der Machteliten 
Zentrifugalkräfte wirken, schafft deren relati-
ve Homogenität einen Spielraum für die Ini-
tiierung und Implementierung neuer Politi-
ken. Es existiert ein Fortschrittsglaube, der an 
die Hochzeiten der Moderne erinnert und in 
neuartiger Weise zugleich auf die Vorzüge der 
„wissenschaftlichen“ Planung und der einzel-
unternehmerischen Schöpferkraft setzt.

Es stellt sich allerdings heraus, dass ge-
nau diejenigen Merkmale, die als Quellen 
des wirtschaftlichen Erfolgs gelten – wie die 
streng nach quantitativem Wachstum streben-

11  Diese neueren Entwicklungen unterstützen eine 
Strömung in den Staatsgewerkschaften, die eine größe-
re Unabhängigkeit und eine Stärkung gewerkschaftli-
cher Vertretungskompetenz in den Betrieben anstrebt. 
Ebenso fordert eine kleine Zahl chinesischer Exper-
ten Reformen des Systems der Lohnfindung, um die 
„Lohnempfänger reich zu machen“. Vgl. Boy Lüthje, 
Arbeitsbeziehungen in China: „Tripartismus mit vier 
Parteien?“, in: WSI-Mitteilungen, (2010) 9, S. 473–479. 
Chinesische Soziologen veröffentlichten jüngst eine 
scharfe Kritik an den unwürdigen Arbeits- und Le-
bensbedingungen der Wanderarbeiter. Vgl. Appeal by 
Sociologists, Address to the Problems of New Gene-
rations of Chinese Migrant Workers, online: http:// 
sacom.hk/archives/644 (12. 7. 2010). 
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den lokalen Entwicklungsstaaten sowie eine 
angebotsorientierte, Lohn- und Verteilungs-
fragen kaum berücksichtigende und den Aus-
bau zivilgesellschaftlicher Strukturen gering 
schätzende Politik –, in sich ihre krisenhaften 
Schattenseiten tragen. Während die Dezen-
tralisierung der politischen Regulierung ei-
nen Trend zur Überinvestition und Dopplung 
von Investitionen beschleunigt, gefährdet die 
soziale Polarisierung das Wachstum der inne-
ren Nachfrage. Eingeklemmt zwischen dem 
öffentlichen Versprechen, den Konsum zu 
stärken und die soziale Sicherung auszubau-
en, womit nicht zuletzt die wachsenden An-
sprüche der arbeitenden Bevölkerung befrie-
digt werden sollen, und dem fortdauernden 
Glauben an die mit niedrigen Löhnen ver-
bundenen Wettbewerbsvorteile, schwankt die 
Staatsführung zwischen ausgleichend-autori-
tativen und desorganisiert-despotischen For-
men des Krisenmanagements. 

Die Wohlstandsmehrung in breiten Bevöl-
kerungsschichten und die hiermit verbun-
denen individuellen Aufstiegsmotivationen 
bildeten bis heute die Grundlage der Herr-
schaftssicherung und -stabilisierung. Wenn 
dies infrage gestellt wird, droht auch der chi-
nesische Entwicklungsweg vor ernsthafte 
Zerreißproben gestellt zu werden. 

Es lag unter anderem an der hohen interna-
tionalen Nachfrage, dass die chinesische Wirt-
schaft seit den 1990er Jahren keinen ernsthaf-
ten Einbruch erlebt hat. In der gegenwärtigen 
Krise hat sich dieser Faktor abgeschwächt und 
die Exportwirtschaft belastet. Dass die hohe 
Wachstumsrate nicht empfindlich gestört 
wurde, ist seitdem vor allem den Rettungsak-
tionen des Staates zu verdanken – und der Tat-
sache, dass es an keinem anderen Ort der Erde 
bessere Wachstumsaussichten gibt. Auch des-
halb strahlt der Stern Chinas weiter. 

Zweifellos ist die chinesische Wirtschafts-
entwicklung imposant – ein Gang durch die 
Metropolen des Landes oder die giganti-
schen Industrieparks und Fertigungsanlagen 
sagt mehr als tausend Worte –, doch wider-
spruchsfrei ist sie beileibe nicht. Einmal mehr 
zeigt sich, dass ein Kapitalismus ohne Krisen 
und soziale Widersprüche nicht zu haben ist. 
Das gilt auch für den marktliberalen Staats-
kapitalismus chinesischer Prägung. 

Anja-Désirée Senz

Zwischen kultureller 
Anpassung und 
 Autonomie: Nationale 
Minderheiten in China 

Das heutige China zeichnet sich durch eine 
große Heterogenität aus, die nicht nur 

aus regionalen und ökonomischen Unterschie-
den resultiert, sondern 
auch ethnisch bedingt 
ist. Denn in China lebt 
eine Vielzahl von Ge-
sellschaften, deren kul-
turelle Prägung sich 
von den „Han-Chi-
nesen“ unterscheidet. 
Der Name „Han“ geht 
zurück auf die Han-
Dynastie zwischen 206 v. u. Z. und 220 n. u. Z. 
und wurde zur Selbstbezeichnung für die heu-
tige chinesische Mehrheitsbevölkerung. Je-
doch sind auch die Han-Chinesen keineswegs 
eine homogene Gruppe, sondern das Ergeb-
nis der Vermischung verschiedener Völker im 
Laufe der Geschichte. Insofern gibt es inner-
halb dieser Gruppe erhebliche, zumeist regio-
nal gedeutete Unterschiede bei Sprache, Sitten 
und Gebräuchen. Trotz dieser unterschiedli-
chen Lebensweisen ist ihre gemeinsame Iden-
tität jedoch sehr ausgeprägt, und ein wichti-
ges verbindendes Element ist der Stolz auf die 
Heimat China und die chinesische Kultur.

Nach offizieller chinesischer Lesart gibt 
es neben den Han-Chinesen weitere 55 Na-
tionalitäten – ethnische Gruppen, die als an-
erkannte „nationale Minderheiten“ Chinas 
gelten und deren Größe zwischen einigen 
Tausend und mehreren Millionen Personen 
variiert. Chinesische Lieder besingen die Be-
ziehungen zwischen den verschiedenen Nati-
onalitäten der multiethnischen Gesellschaft 
Chinas gern als das Zusammenleben einer 
großen Familie bestehend aus „56 Brüdern 
und Schwestern“. Die Han-Chinesen sind mit 
etwa 1,2 Milliarden Menschen die zahlenmä-
ßig größte Gruppe und stellen, um im Bild zu 
bleiben, den „großen Bruder“ für die übrigen 
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